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Mittheilungen aus der Praxis: 

Unzuläſſigkeit der Expropriation zu Bergbauzwecken. Zu den §8 98, 99 und 100 
des allg. Berggeſetzes. 
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Perſonalien. 

Erledigungen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Unzuläſſigkeit der Expropriation zu Bergbauzwecken. Zu den 
§§ 98, 99 und 100 des allg. Berggeſetzes. 


Die T.'er Kohlengewerksgeſellſchaft ſah ſich in Folge der ſort⸗ 
ſchreitenden Ausdehnung ihrer Gruben und Tagbaue genöthiget an den 
Ankauf von Grundſtücken zu denken, da ohne dieſelben vorausſichtlich 
der Bergbau nicht fortbetrieben werden konnte. Zu den anzukauſenden 
Grundſtücken gehörte nahezu der ganze Grundbeſitz des Joſef R. in 
T. Nr. 5. Da ſich die eingeleiteten Ankaufsverhandlungen als erfolg⸗ 
los herausſtellten, weil eine Einigung über den Kaufſchilling nicht zu 
Stande kam, ſchritt die Geſellſchaft um Expropriation der benöthigten 
Grund⸗ und Bauparcellen ſammt darauf ſtehenden Gebäuden, im Ganzen 
per 34 Joch 838 Quadratklafter ein. Hierüber, hat nach Vorſchrift 
des a. B. G. vom Jahre 1854 $ 101 und Vollzugsvorſchrift $ 68 das 
Revier⸗Bergamt in C. am 3. September 1875 die Localerhebung ge⸗ 
pflogen. Auch bei dieſer Commiſſion kam ein Vergleich nicht zu Stande, 
indem R. eine zu hohe Summe, 65.000 fl., ſpäter 55.000 fl. und 
50.000 fl. als. Ablöſung verlangte, während die Geſellſchaft urſprüng⸗ 
lich nur 12.000 fl. geboten hatte und die der Commiſſion beigezogenen 
„landwirthſchaftlichen Sachverſtändigen“ die abzutretenden Objecte nach 
reiflicher Erwägung aller Umſtände nur mit 18.000 fl. bewertheten. 

Die montaniſtiſchen Sachverſtändigen haben die ihnen nach $ 68 
der Vollzugsvorſchrift zum a. B. G. vorgelegten Fragepunkte dahin be⸗ 
antwortet, daß fie die abſolute Nothwendigkeit der bleibenden 
Ueberlaſſung der angeſprochenen Objecte im ganzen Umſange aner⸗ 


kannten, weil die unter dieſen Gründen lagernden 50 Mill. Centner 


Grubenbau gewonnen werden könnten und die angeſprochenen Gründe 
hiezu vollſtändig occupirt werden müßten; ein Fortbeſtehen der R.'ſchen 
Realität ſei daher ganz undenkbar; es liege auch in der Natur der 
Sache, daß das Abbauproject weder an einer anderen Stelle noch in 
anderer Weiſe ausführbar ſei. Eine ſeinerzeitige Rückverſetzung der 
Grundſtücke in den jetzigen Stand ſei unmöglich, weil ſie durch den 
Bergbau ganz verändert und bis auf den Kohlenflötz abgetragen wer⸗ 
den müſſen; insbeſondere ſei der Fortbeſtand der auf den Gründen 
ſtehenden Gebäude des R. eine Unmöglichkeit. 


Auf Grund dieſes Ergebniſſes erkannte die k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft unterm 28. October 1875 und nach dem Antrage des Re⸗ 
vier⸗Bergamtes gemäß § 102 und 103 des a. B. G., daß bei dem 
Vorhandenſein aller geſetzlichen Bedingungen des § 68 der Vollzugs⸗ 
vorſchrift zum a. B. G. der Anſpruch der Kohlengewerkſchaft auf die 
Expropriation der Beſitzung des Joſef R. ein begründeter ſei, indem 
conſtatirt vorliege, daß die verlangte Grundüberlaffung unumgänglich 
nothwendig ſei und in keiner Weiſe etwa durch Inanſpruchnahme kleiner 
Flächen oder anderer Grumdfücde ſubſtituirt werden könne. Es werde 
daher die zwangsweiſe bleibende Ueberlaſſung rückſichtlich der ſämmt⸗ 
lichen zur Expropriation erbetenen Grundflächen und der darauf ſtehen⸗ 
den Gebäude des Joſef R. ausgeſprochen. Dieſe ſämmtlichen Objecte 
habe R. in das Eigenthum der Geſellſchaft zu überlaſſen, welche be⸗ 
rechtigt ſei, nach Erlag der Schätzungsſumme ſofort Beſitz zu ergreifen 
und die grundbücherliche Anſchreibung zu erwirken. Die Schätzungs⸗ 
ſumme habe gerichtlich deponirt zu bleiben, bis R. die Löſchung der 
Satzpoſten durchgeſührt haben würde. 


Gegen dieſes Erkenntniß recurrirte Joſef R. an die Statthalterei; 
er wendete vor Allem ein, daß dasſelbe ungeſetzlich ſei, indem es ſich 
auch auf die Gebäude und andere nach § 99 reſp. $ 17 des a. B. G. 
von jeder Expropriation zum Voraus ausgenommenen Objecte erſtreckt. 
Sodann beſtritt er das Ergebniß der Schätzung, weil die Gebäude nicht 
von Bauverſtändigen abgeſchätzt und ihre Dimenſionen unrichtig aufge⸗ 
nommen wurden. Auf ſeine Cementſteinbrüche habe man bei der Schätzung 
gar keinen Bedacht genommen; ebenſo in dieſelbe die Ackerparcellen 
Nr. 1324 und 1334, welche doch innerhalb der expropriirten Flächen 
liegen und mit Kohlen geſchwängert ſind, nicht aufgenommen. In ſeiner 
Beſitzung lagern 50 Millionen Centner Kohlen, wenn die Geſellſchaft 
nur 0 kr. pr. Centner gewinnt, jo repräſentirt der Ankauf des Gutes 
für dieſelbe einen Reingewinn von 5 Millionen Gulden. 

Die Statthalterei hat im Einvernehmen mit der Berghaupt⸗ 
mannſchaft unterm 12. Febr. 1876 das Erkenntniß der erſten Inſtanz 
vollinhaltlich aufgehoben, weil a) nach § 99 des a. B. G. eine Grund: 
überlaſſung dort an und für ſich nicht gefordert werden kann, wo nach 
$ 17 die Schürfung von der Zuſtimmung des Eigenthümers abhängt, 
und entgegen dieſer klaren Beſtimmung des Geſetzes auch die nach 8 17 
ausgeſchloſſenen Objecte (Gebäude, eingefriedete Gärten und Schutz⸗ 


Braunkohle nicht anders als in der projectirten Weiſe durch Tag⸗ und 1 rayon) exproprüirt worden find, fomit das Erkenntniß in dieſer Beziehung 


ungeſetzlich ſei; weil b) das Erkeuntniß bezüglich der 4 Waldpar⸗ 
cellen 1483, 1484, 1495 und 1496 unbegründet ſei, da deren Ex⸗ 
propriation ausdrücklich nicht begehrt wurde und nur über den Oppor⸗ 
tunitätsausſpruch der Schätzleute erfolgte; weil ) die Parcellen Nr. 
1324 und 1334 in die Expropriation uicht einbezogen wurden, ob⸗ 
wohl fie hiefür begehrt worden waren und weil d) das Expropriations⸗ 
erkenntniß alle expropriirten Objecte hätte namhaft machen ſollen, 
was nicht geſchehen. Die Berghanptmannſchaft beantrage zwar bloß die 
Aufhebung des Erkenntniſſes rückſichtlich der sub a und b erwähnten 
Objecte, allein eine bloß theilweiſe Aufhebung ſei unzuläſſig, indem 
ohnehin eine neue Commiſſion ſtattfinden müßte und auch die Grund⸗ 
lage der Schätzung alterirt, auch das in die Expropriation zu ziehende 
Object ganz verändert würde und es der Geſellſchaft anheimgeſtellt 
bleiben muß, zu erwägen. inwieweit fie dennoch ihr Expropriations⸗ 
begehren aufrecht erhalten will, zumal ihr möglicher Weiſe das ganze 
Object nun nicht mehr brauchbar erſcheinen könnte. Aus dieſen Gründen 
müſſe das Erkenntniß der erſten Juſtanz vollinhaltlich außer Kraft ge⸗ 
ſetzt werden. 

Gegen dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung brachte nun die T. er Kohlen⸗ 
werksgeſellſchaft die Miniſterialberufung ein, worin ſie das Hauptmotiv 
der Statthalterei⸗Entſcheidnng, daß eine Expropriation der im § 17 
des a. B. G. aufgeführten Objecte unzuläſſig ſei, als dem Geiſte des 
Geſetzes nicht entſprechend hinſtellt und als Beweis deſſen den § 2 des 
Berggeſetzes, wornach auch auf Bergwerksfragen das a. b. G. B. an⸗ 
zuwenden iſt, und den $ 297 des a. b. G. B., nach welchem Gebäude 
ein Zugehör des Grundes find, eitirt. Der 8 99 des Berggeſetzes habe, 
aber bloß Schürfungen im Auge und nur zu Zwecken derſelben ſei 
das Expropriationsrecht des Bergwerksbeſitzers, welches im § 98 be⸗ 
gründet iſt, ein beſchränktes. Dies liege in der Natur der Sache; denn 
die Schürfungsarbeiten bedingen keine bleibende Benützung und begrün⸗ 
den noch kein Eigenthum. Es ſei natürlich, daß man rückſichtlich der 
Schürfungen den Hausbeſitzer ſchütze und nicht zwingen wollte, etwa 
die Devaſtirung feiner Gebäude, Gärten ꝛc. zu geſtatten, zumal ja das 
Ergebniß der Schürfung ſtets ein problematiſches ſei. Anders ſei es 
aber beim Bergbaue ſelbſt. Es ſtehe nicht im Geſetze, daß dort, wo 
nicht geſchürft werden darf, auch ein Bergbau nicht ſtattfinden dürſe. 
Im Gegentheile liege in der Verleihung des Grubenmaßes ſchon die 
Berechtigung, das ganze Object auszunützen. Mit der gegentheiligen 
Anſicht komme man zu der Abſurdität, daß ein Grundbeſitzer in der 
Lage wäre, durch Nichtabtretung eines Hauſes einen ganzen Bergbau 
in Frage zu ſtellen. Auch die Beſtimmung des Schutzrayöons mit nur 
20 Klaftern beweiſe, daß § 99 nur Schürfungen betreffe. Denn was 
wäre ein Rayon von uur 20 Klaftern für ein Schutz für die Gebäude? 
Uebrigens habe R. bei der Verhandlung ſelbſt nicht gegen die Ab⸗ 
tretung der Gebäude proteſtirt; der Streit drehe ſich doch nur um 
den Ablöſungspreis. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 24. Mai 1876, 
3. 5612 im Einvernehmen mit dem k. k. Ackerbauminiſterium dem 
Recurſe der T. . er Geſellſchaft keine Folge gegeben, „weil der § 98 
des a. B. G. nur den Grundſatz aufſtellt, daß der Grundeigenthümer 
verpflichtet iſt, die zum Bergbaue nothwendigen Grundſtücke gegen an⸗ 
gemeſſene Schadloshaltung zur Benützung zu überlaſſen und der 
§ 100 dieſes Geſetzes nur dem Grund beſitzer im Falle einer blei⸗ 
benden Verwendung ſeiner Gründe zu Bergbauzwecken das Recht ein⸗ 
räumt, auf deren eigenthümliche Uebernahme zu dringen, während das 
erſtinſtanzliche Erkenntniß der k. k. Bezirkshauptmannſchaft die zwangs⸗ 
weiſe Ueberlaſſung des Eigenthumes der R.ſchen Gründe an die Berg⸗ 
werksgeſellſchaft ausſprach und daher der geſetzlichen Baſis entbehrt. 
Das erſtinſtanzliche Erkenntniß wäre aber auch in dem Falle, als es 
bloß eine Ueberlaſſung der R. chen Gründe zur Benützung ausgeſprochen 
hätte, außerdem noch zu beheben geweſen, weil es nach der richtigen 
Argumentation der k. k. Statthalterei in dieſem Falle wegen der Ein⸗ 
beziehung von nach § 99 reſp. 17 des a. B. G. von jeder zwangs⸗ 
weiſen Ueberlaſſung ausgenommenen Objecten und von einigen Par⸗ 
cellen, welche die Bergwerksgeſellſchaft nicht einmal in Anſpruch ge⸗ 
nommen hatte, in die Expropriation mit dem Geſetze nicht in Einklang 
ſtünde“. O0. 
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Gemeindewahlrecht von juriſtiſchen Perſonen. Der inlandiſche Cha⸗ 

rakter einer Gewerkſchaft hängt nicht von der Staatsbürgerſchaft 

der Theilnehmer, ſondern von der inländiſchen Conſtituirung der 
Gewerkſchaft ab. 


Laut des bei dem Berg⸗Commiſſariat in T. am 24. Oct. 1866 
aufgenommenen Protokolles haben Nikolaus L., Parlamentsmitglied aus 
London, und Georg Richard G., Friedensrichter der Grafſchaft Augleſey 
in England das Anſuchen geſtellt, aus ihren 15 Bergwerken im L. . . er 
Kreiſe eine Gewerkſchaft bilden zu dürſen, welche die Firma: „Kohlen⸗ 
werk⸗Mariaſchein⸗Brittania⸗Gewerkſchaft“ zu führen hat und in 128 
Kuxe abgetheilt iſt, an welchen ſich G. mit 85, L. mit 43 Kuxen 
beantheilt. Dieſe Gewerkſchaftsbildung wurde auf Grund der Genehmi⸗ 
gung der Statthalterei bergbehördlich bewilligt, in der berghauptmann⸗ 
ſchaftlichen Urkundenſammlung hinterlegt und die bergbücherliche Ein⸗ 
verleibung erwirkt. 

In der Eingabe vom 12. November 1875 an die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft T. hat die Direction der genannten Gewerkſchaft angeführt, 
daß letztere in der Gemeinde G. mehr als ein Sechstel der daſelbſt 
vorgeſchriebenen Steuern entrichte, daß derſelben ſonach eine Virilſtimme 
in der Gemeindevertretung zukomme, daß aber das Bürgermeiſteranit 
über das geſtellte Anſuchen, diesfalls das Nöthige zu veranlaſſen, einen 
abſchlägigen Beſcheid ertheilt habe. An die Bezirkshauptmannſchaft wurde 
hiebei das Begehren geſtellt, ſie wolle die Entſcheidung des Bürger⸗ 
meiſteramtes beheben und der Gewerkſchaft die Ausübung der Viril⸗ 
ſtimme in der Gemeinde zuſprechen. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat hierüber unterm 20. November 
1875 nachſtehend entſchieden: g 

„Nach dem Protokolle vom 24. October 1866 ſind an der in 
Frage ſtehenden Gewerkſchaft lediglich zwei Theilnehmer betheiligt, G. 
und L., welche beide nicht öſterreichiſche Staatsbürger ſind, und es iſt 
ſohin diefe Gewerkſchaft keine inländiſche und ſteht ihr daher auch nach 
§ 1 der Gemeindewahlordnung für Böhmen das Wahlrecht nicht zu. 
Wenngleich die Gewerffchaft nach Beſtätigung des Bürgermeiſteramtes 
mehr als ein Sechstel der in der Gemeinde G. vorgeſchriebenen 
Steuern entrichtet, jo haben doch nach 8 17 der Gemeindeordnung nur 
wahlberechtigte Gemeindemitglieder auf eine Virilſtimme im Gemeinde⸗ 
Ausſchuſſe Anſpruch, und nachdem dieſes Wahlrecht der Gewerkſchaft 
als einer nicht inländiſchen nicht zukommt, ſo kann derſelben anch 
das Recht auf eine Virilſtimme nicht zuerkannt werden“. 

Gegen dieſe Entſcheidung machte die Direction der genannten 
Gewerkſchaft im Statthaltereirecurſe geltend, daß nach § 137 des a. 
B. G. jede Gewerkſchaft den Charakter einer juriſtiſchen Perſon an ſich 
trage, ebenſo wie eine Actiengeſellſchaft, bei welcher es in Betreff der 
Ausübung der Virilſtimme ganz gleichgiltig ſei, in weſſen Händen ſich 
die Actien befinden. So übe die Auſſig⸗Teplitzer Eiſenbahngeſellſchaft 
in T. eine Virilſtimme aus, obwohl notoriſch weitaus der größte Theil 
der Actien diefer Bahn im Auslande placirt ſei. Die Gewerkſchaft 
Brittania habe ihren Sitz in Böhmen, verſteuere hier ihr Einkommen 
und ſeien die Kuxe bewegliche Sachen gleich den Actien. Die An⸗ 
ſchauung der Bezirkshauptmannſchaft würde zu einer Abſchreckung des 
ausländiſchen Capitales führen. 

Bei Vorlage des Statthaltereirecurſes bemerkte die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft, daß, wenn man auch die Gewerkſchaft Mariaſchein⸗ 
Brittania als eine inländiſche bezeichnen wollte, weil deren Beſitz 
im Inlande gelegen iſt, ſo ſeien doch ſowohl die beiden Theilnehmer 
an der Gewerkſchaft, ſowie der aufgeſtellte Director Ausländer und 
daher weder wahlberechtigt noch wahlfähig. 

Die Statthalterei hat mit Erlaß vom 20. Jänner 1876 dieſem 
Recurſe Folge gegeben und erkannt, „daß die fragliche Gewerkſchaft 
als ſolche nach Maßgabe des § 17 Gemeindeordnung berechtigt ſei, 
ohne Wahl Mitglied des Gemeinde-Ausſchuſſes in G. zu fein. Nach⸗ 
dem die Bildung dieſer Gewerkſchaft bergbehördlich bewilligt und berg⸗ 
bücherlich ausgezeichnet erſcheine, jo könne weder die Eigenſchaft dieſer 
Gewerkſchaft als ſolcher noch auch der in ländiſche Charakter derſelben 
in Zweifel gezogen werden. Da nun nach dem böhm. Landesgeſetze vom 
12. October 1868, L. G. Bl. Nr. 31 rückſichtlich der Wahl einer Ge⸗ 
meindevertretung inländiſche Gewerkſchaften wahlberechtigt ſeien, 
wenn bei ihnen die normirte Bedingung der Steuerzahlung eintrete, fo 
könne auch der genannten Gewerkſchaft die Wahlberechtigung nicht abge⸗ 
ſprochen werden. Wenn nun dieſe Gewerkſchaſt, wie keinerſeits beſtritten wird, 
von der geſammten in G. vorgeſchriebenen Steuer mehr als ein Sechstel 


entrichte, fo komme derſelben auch im Sinne des § 17 der Gemeindeordnung 
das Recht zu, ohne Wahl au der Gemeindevertretung Theil zu nehmen. 
Rückſichtlich der Ausübung dieſes Rechtes ſei jedoch die Gewerkſchaft an die 
Beſtimmungen des § 17 alinea 4 der Gemeindeordnung gebunden.“ 
Gegen dieſe Statthalterei-Entſcheidung recurrirte der Gemeinde⸗ 
vorſtand von G. an das Miniſterium des Innern, welche Behörde 
aber unterm 8. April 1876, Z. 3757 der Berufung aus den Motiven 
der angefochtenen Entſcheidung keine Folge gegeben hat. K. 


In s ff Executionsfähigkeit ſchiedsrichterlicher Urtheile der 
andere ern ae es 106 Auslande 3 1 0 Ableh⸗ 
a nung diesfälliger adminiſtrativer Ingerenz. 

In einem vor dem Schiedsgerichte der niederöſterreichiſchen 
Handels- und Gewerbekammer verhandelten Falle war bei dem Umſtande, 
als der ſachfällige Streittheil in Peſt anſäſſig iſt, das Erſuchen um 
Bewilligung und Durchführung der Execution des ſchiedsgerichtlichen 
Urtheiles bei dem königlichen ungariſchen Civilgerichtshofe in Budapeſt 
zu ſtellen. Die niederöſterreichiſche Kammer wendete fi) diesfalls mit 
einem Schreiben an das genannte Gericht und erhielt den Beſcheid, 
daß um die Durchführung des erwähnten Schiedsſpruches anſtandslos 
anordnen zu können, durch ein amtliches Zeugniß der Nachweis 
zu liefern ſei, daß das Schiedsgericht dieſer Kammer nach den öſter⸗ 
reichiſchen Geſetzen als Behörde anerkannt iſt, daß dasſelbe im vor⸗ 
liegenden Falle ſeine Competenz nachgewieſen hatte, daß es nach den 
in Oeſterreich beſtehenden Geſetzen zuſammengetreten war und daß ſein 
Urtheil rechtskräftig und durchführbar ſei. In Folge dieſes Beſcheides 
wendete ſich die niederöſterreichiſche Handelskammer in der Eingabe 
ddo. 18. April an das k. k. Handelsminiſterium und betonte darin den 
Umſtand, daß ihr Schiedsgericht auf Grund der Reichsgeſetze vom 
18. März 1850 und vom 29. Juni 1868 conſtituirt ſei und ſeine Wirk⸗ 
ſamkeit im Sinne des mit dem Handelsminiſterialerlaſſe vom 26. Febr. 
1867, 3. 3329/40 genehmigten Reglements ausübe. Aus dieſem 
Grunde und in Erwägung, daß ihr (der Handelskammer) durch das 
Kammergeſetz in Betreff ihrer Geſtion überhaupt und durch Specialge⸗ 
ſetze bezüglich einzelner Theile ihres Wirkungskreiſes die Stellung eines 
öffentlichen mit behördlichem Charakter ausgeſtatteten Organes zuge⸗ 
wieſen ſei, könne die Beſtätigung des erſten vom Peſter Gerichtshofe 
bezeichneten Punktes wohl keinem Anſtande uuterliegen; anderſeits be⸗ 
weiſen die 88 270 bis 274 der allgemeinen Gerichtsordnung vom 1. 
Mai 1781 im Zuſammenhalte mit dem Schiedsgerichtsreglement 
mit dem Compromißvertrag vom 5. März 1873 und mit dem Schieds⸗ 
ſpruche, daß das niederöſterreichiſche Handelskammer - Schiedsgericht 
nach den in Oeſterreich geltenden Geſetzen und Vorſchriften zuſammen⸗ 
getreten und zur endgiltigen Erledigung des Gegenſtandes competent 
war, ſowie daß der erfloſſene Schiedsſpruch, gegen welchen von keinem 
Streittheile eine Einwendung erhoben wurde, rechtskräftig und executions⸗ 
fähig ſei. Die Handelskammer ſtellte ſodann das Erſuchen, das k. k. 
Handelsminiſterium wolle mit Rückſicht auf die angeführten Momente 
und in Erwägung, daß mit dem vorliegenden Falle auch für 3 andere 
bei ihr ſoeben ſchwebende Schiedsgerichtsverhandlungen, in welchen einer 
der beiden Streittheile ein ungariſcher Staatsangehöriger ſei, ein für 
den Erfolg des Kammerſchiedsgerichtes und im Intereſſe des Rechts⸗ 
ſchutzes überhanpt wünſchenswerthes Präcedens geſchaffen würde, ſich 
geneigt finden, ein amtliches Certificat in den vom Peſter 
Gerichtshofe angegebenen Richtungen auszuſtellen. — 

Der k. k. Handelsminiſter entſchied unterm 15. Mai 1876, Zahl 
14.248 in folgender Weiſe: 

„Ueber das von der Handels- und Gewerbekammer für 
Oeſterreich unter der Enus in der Eingabe vom 18. April 
1876, 3. 1666 geſtellte Anſuchen um Ausfolgung einer amtlichen 
Beſcheinigung hinſichtlich der Executionsſähigkeit des dort bezeichneten 
Schiedsſpruches gegenüber einem ungar. Staatsangehörigen habe ich mit 
dem k. k. Juſtizminiſterium das Einvernehmen gepflogen. In der an 
mich gelangten Zuſchrift dieſes Miniſteriums vom 8. Mai 1876, 
3. 5922, aus welcher auch hervorgeht, daß über eine dieſen Gegen⸗ 
ſtand betreffende Anfrage der n.-ö. Handels⸗ und Gewerbekammer be⸗ 
reits eine Mittheilung von Seite des Juſtizminiſteriums zugegangen iſt, 
werden die prineipiellen Geſichtspunkte erörtert, welche für die fragliche 
Angelegenheit maßgebend erſcheinen. Hiernach gilt die Borausſetzung, 
daß ein in Oeſterreich ergangener Schiedsſpruch nur dann im Auslande 
zur Execution gebracht werden könne, wenn ſich über deſſen Vollſtreck⸗ 
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barkeit ein öſterreichiſches Gericht ausgeſprochen hat, gleichwie in 
Oeſterreich ein ausländiſcher Schiedsſpruch, deſſen Executionsfähigkeit 
nicht durch ein competentes ausländiſches Gericht anerkannt wurde, 
in keinem Falle zur Execution gelangen könnte. Das Verhalten der 
öſterr. Gerichte in Bezug auf die Execution der von ungariſchen Ge⸗ 
richten ergangenen Erkenntniſſe beruht auf Reciprocitätsgrundſätzen und 
wird insbeſondere, damit in Zukunft die Schiedsſprüche der n.⸗ö. 
Handels⸗ und Gewerbekammer gegen Ausländer in Ungarn oder im 
| Auslande executirt werden können, vorzuſehen ſein, daß in dem Vertrage, 
welcher Streitigkeiten der Austragung durch das Schiedsgericht der 
Handels⸗ und Gewerbekammer überweist, immer auch die Unterwerfung des 
Ausländers unter die öſterreichiſche Gerichtsbarkeit im Executionsver⸗ 
fahren und namentlich zur Bewilligung einer im Auslande zu voll⸗ 
ziehenden Mobilar⸗Execution erklärt werde. Unter dieſer Vorausſetzung 
würde ſich der im vorliegenden Proceffe vorgekommene Fall nicht wieder⸗ 
holen, daß das öſerreichiſche Gericht ſich zum Ausſpruche der Voll⸗ 
ſtreckbarkeit des Schiedsſpruches incompetent erklärte, weil der Schieds- 
vertrag über die Zuſtändigkeit in Betreff der Executionsführung keinerlei 
Beſtimmung enthielt. Bei dieſer Sachlage bin ich daher nicht in der 
Lage, die gewünſchte Beſcheinigung auszuftellen, zumal bei dem Beſtande 
des erwähnten Reciprocitätsverhältniſſes angeſichts der vom Buda⸗ 
Peſter Gerichtshofe erklärten Geneigtheit die Gefahr nahe liegt, daß 
in Zukunft auch ungariſche Schiedsgerichte unter Beibringung eines 
Zeugniſſes einer Adminiſtrationsbehörde an öſterreichiſche Gerichte das 
Anſinnen richten, ihre Schiedsſprüche auch ohneweiters der Execution 
zuzuführen“. W. 


Zum Art. 15, Al. 1 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. Dec. 186%, 

Nr. 144 N. G. Bl. Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden 

über die Nothwendigkeit der Bringung von Waldproducten über 

fremden Grund und Boden und über die aus dieſem Anlaſſe ange⸗ 

ſuchte Expropriirung eines hiezu erforderlichen Theiles desſelben 
önnen im Rechtswege nicht angefochten werden. 

Ueber Anſuchen des Cajetau K., Gutsantheilbeſitzers von K., 
wurde demſelben ſeitens des beſtandenen k. k. Bezirksamts Staneſtie im 
J. 1865, die Bewilligung zur Anlegung eines aus ſeinem Gutsan⸗ 
theile in K. über das Territorium von S. führenden Weges bewilligt. 

Dieſe Bewilligung wurde jedoch von der Bukowinaer Landes⸗ 
behörde nach vorgenommener Erhebung, betreffend die Möglichkeit der 
Benützung des bisherigen Ausführungsweges und die hiedurch bedingte 
Nothwendigkeit des neu anzulegenden Weges aufgehoben. Ueber die 
dagegen von Cajetan K. an das k. k. Ackerbauminiſterium ergriffene 
Beſchwerde hat dasſelbe dem Letzteren die Anlegung des beabſichtigten 
Waldproductenausfuhrweges und ſomit auch die Expropriirung der zu 
dieſem Behufe nothwendigen Fläche von 720 Klaftern von dem dem 
Elias L. gehörigen Territorium des Gutes S. bewilligt. 

Elias L., welcher ſich durch die erwähnte Entſcheidung des Ader- 

bauminiſteriums in ſeinen Privatrechten verletzt erachtet, trat nun gegen 

Cajetan K. im Rechtswege auf und ſtellte in der diesfalls überreichten 
Klage das Begehren um Unwirkſamkeitserklärung dieſer Verfügung, 
indem er ſich darauf berief, daß der bisher zur Ausſuhr von Wald⸗ 
producten benutzte Weg anch fernerhin, wie früher, zu dem angedeuteten 
Zwecke der Holzausfuhr verwendet werden könne und die Nothwendigkeit 
der Anlegung eines neuen Communicationsmittels durchaus nicht geboten 
ſei, weshalb er auf Grund des Art. 15 des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867, Nr. 144 R. G. B., gegen dieſe Entſcheidung 
im ordentlichen Rechtswege Abhilfe ſuchen müſſe. 

Nachdem der Geklagte die Competenz der Gerichte zur Ent⸗ 
ſcheidung dieſes Rechtsſtreites in Abrede ſtellte, hat das k. k. L. G. 
in Czernowitz mit Urtheil vom 16. Februar 1875, 3. 1072, den 
Kläger mit feinem Begehren abgeiviefen, weil Entſcheidungen, wie die 
in Rede ſtehende Verordnung des Ackerbauminiſteriums nach der 
M. Bog. vom 27. April 1859, Nr. 71 R. G. Bl., da fie Implicite 
Expropriationserkenntniſſe ſind, nie im Rechtswege angefochten werden 
können und die 1. Alinea des Art. 15 des bezognen Staatsgrundge⸗ 
ſetzes auf den vorliegenden Fall umſoweniger Anwendung finden könne, 
als die fragliche Entſcheidung nicht über einauder widerſtreitende An⸗ 
ſprüche ergangen iſt. 

Ueber Appellation des Klägers hat das k. k. Lemberger O. L. 
G. mit Entſcheidung vom 2. Juni 1875, 3. 10314, das erſtrichter⸗ 
liche Urtheil beſtätigt, indem es annahm, daß, wiewohl die Competenz 


der Gerichte zur Entſcheidung 
Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, Nr. 144 R. G. B., 
gegründet iſt, das Klagebegehren aus meritoriſchen Gründen (die näher 
entwickelt werden) ſich als nicht gerechtfertigt darſtellt. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat dem a. o. Reviſionsbegehren 
des Geklagten mit Entſcheidung v. 30. Nov. 1875, Z. 12.211 keine 
Folge zu geben befunden. Aus folgenden Gründen. 

„Der § 24 des Forſtgeſetzes vom 3. December 1852, Nr. 250 
R. G. Bl., beſtimmt, daß jeder Grundeigenthümer gehalten ſei, Wald⸗ 
producte, welche anders gar nicht oder nur mit unverhältnißmäßigen 
Koſten aus dem Walde geſchafft werden können, über feinen Grund 
bringen zu laſſen, wogegen der Waldbeſitzer dem Grundeigenthümer 
ſür den durch deſſen Veranlaſſung verurſachten Schaden volle Genugthu⸗ 
ung zu leiſten verpflichtet iſt. Die Entſcheidung über die Nothwendig⸗ 
keit der Bringung des Holzes über den fremden Grund und Boden iſt 
ausdrücklich der politiſchen Behörde nach Vernehmung der Parteien und 
Sachverſtändigen gegen Freilaſſung des Recurſes an die höheren politi⸗ 
ſchen Inſtanzen nach 8 77 desſelben Geſetzes vorbehalten. 

Es hat daher das k. k. Ackerbauminiſterium innerhalb des ihm 
mit der Min. Vdg. vom 29. Jänner 1868, Nr. 12 R. G. Bl., zus 
ſtehenden Wirkungskreiſes, bei Anerkenung des Eintrittes des § 24 des 
Forſtgeſetzes das Erkenntuiß des Bezirksamtes in Staneſtie beſtätiget, 
und in Folge dieſer Entſcheidung des Ackerbauminiſteriunis hat die k. k. 
Landesregierung die Entſchädigungsleiſtung au die Grundeigenthümer 
im Ganzen mit 67 fl. 23 kr. ermittelt, wovon auf den Kläger 35 fl. 
73 kr. entfallen. 

In der Klage wird nun ſeitens des Letzteren die Richtigkeit der 
obigen Entſcheidung mit Bezug auf den Art. 15 des Staatsgrundgeſetzes 
vom 21. December 1867, Nr. 144 R. G. Bl., zu beſtreiten geſucht, 
indem derſelbe behauptet, daß mit Rückſicht auf das von den Sachver⸗ 
ſtändigen im politiſchen Wege abgegebene Gutachten die Erforderniſſe 
des § 24 des erwähnten Forſtgeſetzes nicht vorhanden ſeien, da ein 
Waldweg beſtehe, auf welchem das Klafterholz nach W. und S. ohne 
unverhältnißmäßige Transportkoſten gebracht werden könne. Zu dieſer 
Beſtreitung der Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums im Rechtswege 
kann dem Kläger die Berechtigung nicht zuerkannt werden, denn nach 
dem Art. 15 des Geſetzes vom 21. Dec. 1867, Nr. 144 R. G. Bl., 
kaun das civilrechtliche Verfahren in von Verwaltungsbehörden entſchie⸗ 
denen Fällen nur dann platzgreifen, wenn die Entſcheidung über wider⸗ 
ſtrebende Anſprüche von Privatperſonen erfolgt iſt, welcher Fall hier 
nicht eintritt, weil von keiner Seite Anſprüche civilrechtlicher Natur 
erhoben wurden, ſondern von Seite des Klägers gegen eine Entſcheidung 
der Verwaltungsbehörde angefämpft wird, welche dieſe in ihrem Wirkungs⸗ 
kreiſe und aus öffentlichen Rückſichten, um durch größere Concurrenz der 
Waldproductenverkäuſer eine Erniederung der Holzpreiſe für Privat⸗ 
perſonen und Gewerbe herbeizuführen, erlaſſen hat. Erwägt man ferner, 
daß nach den beſtehenden Geſetzen und zwar nach den Hfd. vom 2. Mai 
1818, 30. Juni 1835 und 25. Nov. 1844 über Expropriationen zu 
Straßenzwecken nur die politiſche Behörde zu entſcheiden hat, woran ſich 
auch, wie erwähnt, in dem § 24 des Forſtgeſetzes gehalten wurde, wird 
weiters erwogen, daß der Art. 15 des Staatsgrundgeſetzes die durch 
die Entſcheidung einer Verwaltungsbehörde gekränkten Perſonen auch an 
den Verwaltungsgerichtshof verweiſet, woraus nothwendiger Weiſe hervor⸗ 
geht, daß nur die das Eivilrecht' berührenden Anſprüche, welche in der 
Entſcheidung einer Verwaltungsbehörde begriffen waren, eine Austra⸗ 
gung im Rechtswege finden können, welcher Fall hier gezeigter Maßen 
nicht eintritt, ſo mußte auch der Kläger mit ſeinem Klagsbegehren ab⸗ 
gewieſen werden, zumal als die Höhe der zuerkannten Entſchädigungs⸗ 
leiſtung nicht beſtritten wurde.“ Ger.⸗H 


Notizen. 


Competenz zur Eutfheidung von Streitigkeiten in Dienſt⸗ 
boten angelegenheiten, wenn der Bürgermeiſter ſelbſt betheiligt 
iſt. Einem Bürgermeiſter entwich ſein Dienſtbote. Dieſe Angelegenheit wurde vor 
die Bezirkshauptmannſchaft gebracht und von derſelben, weil der Bürgermeiſter 
ſelbſt betheiligt, mithin befangen war, die Vorſtehung der Nachbargemeinde zur 
Strafamtshandlung gegen den entlaufenen Dienſtboten delegirt. — In anderen 
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dieſes Rechtsſtreites im Art. 15 des | Bezirken vertritt bei Befangenheit des Bürgermeiſters der erſte Gemeinderath 


deſſen Stelle und wird die Strafamtshandlung in derſelben Gemeinde abgeführt, 
in welcher der Dienſtbote entwich. K. G.⸗Bl. 


In Betreff Stempelbehandlung der Eingaben bei dem Ver⸗ 
waltungsgerichtshofe, wurde mit Verordnung des Finanzminiſteriums vom 
28. Juni 1876, Folgendes angeordnet: Mit Rückſicht auf die Natur der in die 
Competenz des Verwaltungsgerichtshofes fallenden Angelegenheiten wird zur Be⸗ 
ſeitigung von Zweifeln erklärt, daß auf die bei dem Verwaltungsgerichtshofe vor⸗ 
kommenden Eingaben, Duplicate, Protokolle, Beilagen, Abſchriften, amtlichen Aus⸗ 
fertigungen, worunter auch die Erkenntniſſe begriffen find, und anderen Aecte jene 
Vorſchriften der Stempel⸗ und Gebührengeſetze Anwendung zu finden haben, 
welche für Verhandlungen außerhalb des gerichtlichen Verfahrens in und außer 
Streitſachen in Geltung ſtehen. Dasſelbe gilt von den nach der Beſchaffenheit des 
Gegenſtandes oder der Perfon geſetzlich beſtehenden Befreiungen. 


Perſonalien. 


Seine Majeftät haben dem Centraldirector der Turnau⸗Kralup⸗Prager 
und böhm. Nordbahn Georg Löw den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe 
taxfrei und dem Central ⸗Inſpector der priv. Kaiſer⸗Ferdinands⸗Nordbahn Franz 
Ritter von Stockert in Wien taxfrei den Titel eines Regierungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem im Handelsminiſterium in Verwendung ſtehen⸗ 
den Oberingenieur Franz Rziha das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef Ordens atehen, 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter der Stadtgemeinde Trautenau 
Stefan Kopper das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone, und dem Bürger⸗ 
meiſter in böhmiſch Leipa Dr. Joſef Schönfeld das Ritterkreuz des Franz⸗ 
Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialconcipiſten im Miniſterium für 
Cultus und Unterricht Dr. Paul Gautſch v. Frankenthurn das goldene Ver⸗ 
dienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Generalinfpector der Lemberg⸗Czernowitz⸗ 
Jaßy⸗Eiſenbahngeſellſchaft Regierungsrathe Elaudius Ritter v. Klau dy den 
Titel eines Directors für Hofeiſenbahnreiſen taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den galtziſchen Statthaltereirath Eduard Ritter v. 
Gniewosz zum Miniſterialrathe im Miniſterium für Cultus und Unterricht 
ernannt und dem Sectionsrathe desſelben Miniſteriums Dr. Johann Kluß den 
Titel und Charakter eines Miniſterialrathes taxſrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Regierungsrathe des k. k. Oberſtkämmereram⸗ 
tes Hauptmann a. D. Eugen Ritter Hantken v. Prud nik den eifernen Kronor⸗ 
den dritter Claſſe, dem Hofconcipiſten k. k. Kämmerer, Lieutenant a. D., Fried⸗ 
rich Freiherrn Waldbott v. Baſſenheim den Titel und Charakter eines k. k. 
Hoffecretärs (beiden taxfrei) und dem Cuſtos der Gemäldegalerie Seiner Maje⸗ 
I des Kaiſers Karl Schellein das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens ver⸗ 
iehen. 

Der Miniſter des Innern hat die Polizeicommiſſäre Joſef Fröhlich 
und Joſef Maurer zu Obercommiſſären, dann den Stadtrathscommifſär Joſef 
Hölzl und den Commifſär der Wiener Polizeidirection Rudolf Bäumen zu 
Commiſſären bei der Grazer Polizeidirection ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Rechnungsofficial bei 
der landſchaftlichen Buchhaltung in Graz Dr. Joſef Hütter zum Univerfitäts- 
ſecretär bei der Grazer Univerſitätskanzlei ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Finanzrathes 
bekleideten Secretär der n.⸗b. Finanzprocuratur Dr. Bartholomäus Frizzi zum 
Finanzrathe und den Procuratursadjuncten Dr. Karl Jordan zum Seecretär 
bei der gedachten Finanzprocuratur ernannt. - 

Der Finanzminiſter hat den Steueroberinſpeetor Ferdinand Blaſchke 
zum Finanzrath für den Bereich der Finanzdirection in Troppau ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtrath Franz Czechmann und den Poſt⸗ 
ſecretär Johann Rößler zu Poſtinfpectoren im Handelsminiſterium ernannt. 

N Der Ackerbauminiſter hat den Obermarkſcheider in Pribram Adolf 
Plaminek zum Oberverwalter in Idria ernannt. 


Erledigungen. 


Jugenieursſtelle für den Staatsbaudienſt in Krain mit der neunten 
Rangsclaſſe, bis 20. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 173.) 

Steuereinnehmersſtelle bei der Finanzdirection für Oberöſterreich in der 
neunten, eventuell Steueramtscontrolorsſtelle in der zehnten, eventuell Steueramts⸗ 
adjunetenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 173.) 

Zollamtsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe in Oberöſterreich, bis 
Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 170.) 

Ingenieursſtelle für Krain in der neunten Rangsclaſſe, bis 20. Auguſt. 
(Amtsbl. Nr. 175.) = 

Landesſanitätsreferentenſtellen bei der mähr. Statthalterei mit der ſechsten 
Rangsclaſſe. (Amtsbl. Nr. 175.) 

Conceptsaſpirantenſtellen beim Wiener Magiſtrate mit Subvention von 
je 2 fl. ö. W. täglich. (Amtsbl. Nr. 177.) 

Amtsofficialsſtelle bei der k. k. Taxamtscaſſe in Wien in der zehnten 
Rangsclaſſe gegen Caution. (Amtsbl. Nr. 179.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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